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KURZ KOMMENTIERT

Arbeitslosenstatistik

Voreiliger Vorstoß

Im Vorfeld des CDU-Parteitags im Juni haben Bundes­
kanzler Kohl und Generalsekretär Geißler die Statistik 
der Bundesanstalt für Arbeit kritisiert und Änderungen 
gefordert. Die monatliche Bekanntgabe der Arbeitslo­
senzahl wirke wie ein „Vorschlaghammer“ , die Global­
zahl verdecke die Wirklichkeit der differenzierten Le- 
bens- und Arbeitsverhältnisse, so Geißler. Zusätzliche, 
aktuelle Daten sollten vorgelegt werden, um Unter­
schiede in der Betroffenheit deutlich zu machen.

Daß die monatliche Arbeitslosenstatistik -  eine der 
umfangreichsten Monatsstatistiken in der Bundesrepu­
blik -  über die soziale Situation der Arbeitslosen nur we­
nig Auskunft gibt, ist zweifellos ein Mangel. Das Ziel, 
Bürgern und auch Forschern und Politikern ein detaillier­
teres Bild der Belastungen durch die Arbeitslosigkeit zu 
bieten, ist daher sehr zu begrüßen.

Nur wird dieses Ziel, so wie es vorgetragen wurde, 
derzeit kaum zu realisieren sein. Aktuelle Informationen 
über die soziale Lage der Arbeitslosen wären nämlich al­
lein aus Befragungen durch eine Institution zu gewin­
nen, die mit der Gewährung von Leistungen aus der Ar­
beitslosenversicherung nichts zu tun hat. In Frage käme 
hierfür das Statistische Bundesamt. Solche Befragun­
gen wären allerdings sehr kostenintensiv. Außerdem 
wäre unsicher, ob sie verläßliche Ergebnisse liefern 
könnten. Die Bevölkerung, die ohnehin aller Erfahrung 
nach bei statistischen Erhebungen nur ungern und un­
genau Einzelheiten ihrer sozialen Lage offenlegt, ist im 
Zusammenhang mit der Diskussion um die letzte Volks­
zählung solchen Erhebungen gegenüber noch vorsichti­
ger und skeptischer geworden. Regierungsmitglieder-  
und Amtsträger von Regierungsparteien -  sollten in der­
art sensiblen Angelegenheiten, bevor sie an die Öffent­
lichkeit gehen, Aufwand und Ertrag und die Vorgehens­
weise genauer abwägen. sp

Hütte Rheinhausen

Sieg der Vernunft

M it der jetzt gefundenen Kompromiß-Formel für die 
Schließung des Krupp-Hüttenwerkes Rheinhausen und 
die damit möglichen Produktionsverlagerungen auf die 
benachbarten Hütten von Thyssen und vor allem Man­
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nesmann hat die ökonomische Vernunft den Sieg da­
vongetragen. Angesichts anhaltend hoher Verluste der 
Krupp-Hütte ebenso wie der von Mannesmann war der 
Konzentrationsprozeß, wie er sich in der Gemein­
schaftshütte Duisburg/Huckingen vollziehen wird, letzt­
lich unausweichlich. Wenn der Einigungsprozeß zwi­
schen Unternehmensvorstand und Betriebsrat nun 
doch schneller als vielfach erwartet kam, so dürfte die 
bestehende EG-Entscheidung von 1985, nach der Be­
schlüsse über öffentliche Sozialplanzuschüsse nur 
noch in diesem Jahr möglich sind, mit ihrem terminli­
chen Druck wohl forcierend gewirkt haben.

Allerdings zeigen sich bei den Arbeitnehmern über 
die jetzige Lösung Enttäuschung und Frustration, nicht 
zuletzt deswegen, weil ihnen von der politischen Füh­
rung des Landes versichert worden war, daß die Hütte 
Rheinhausen für das Land Nordrhein-Westfalen unver­
zichtbar sei -  was wie eine Standortgarantie wirkte. Sti­
muliert noch von Durchhalte-Parolen aus den verschie­
densten Ecken, die -  zum Teil ihr sozialdemagogisches 
Süppchen kochend -  die Schließung in den Bereich der 
Unternehmenswillkür verwiesen, hatten die Arbeitneh­
mer monatelang auf das Fortbestehen der Hütte ge­
setzt. Es ist noch erklärlich, wenn sich etwa der Pfarrer 
in der Bürgerinitiative für den Besitzstand einer Gruppe 
stark macht und dabei verkennt, daß er letztlich unsozial 
gegenüber anderen handelt, indem er den strukturellen 
Wandel behindert. Von den Politikern hätte man aber 
mehr ökonomische und politische Vernunft erwarten 
können. kr

US-Handelsgesetz

Keine überzeugende Alternative

In dem mit großer Mehrheit vom amerikanischen Kon­
greß verabschiedeten Handelsgesetz äußert sich die 
Verdrossenheit der Volksvertreter über die Regierung. 
Deren Handelspolitik läßt in der Tat zu wünschen übrig. 
Sie verzettelt sich in bilateralen Einzelgefechten, aus 
denen die USA nicht selten als Pyrrhussieger hervorge­
hen.

Das neue Handelsgesetz stellt indessen keine über­
zeugende Alternative zur praktizierten Handelspolitik 
dar. Seine Verfechter wollen den amerikanischen Unter­
nehmen den gleichen, freien Marktzugang im Ausland 
verschaffen, den ausländische Firmen angeblich in den
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USA haben, und die Öffnung der ausländischen Märkte 
mit Sanktionsdrohungen erzwingen. Tatsächlich ist der 
amerikanische Markt dank weitreichender Schutzmaß­
nahmen gerade der noch amtierenden Regierung nicht 
offener als der Weltmarkt, und das gewaltige amerikani­
sche Handelsdefizit ist sicherlich nicht durch unfaire 
Handelspraktiken des Auslandes zu erklären.

Daß letztere ein Ärgernis bilden, das es zu beseitigen 
gilt, steht auf einem anderen Blatt. Was unfair ist und 
was fair, sollte aber nicht einseitig durch Dekret, son­
dern durch Verständigung am Verhandlungstisch be­
stimmt werden. Zu den laufenden GATT-Verhandlungen 
in der Uruguay-Runde und zu den Bemühungen um 
eine bessere internationale Kooperation in der W irt­
schaftspolitik paßt das amerikanische Handelsgesetz 
daher wie die Faust aufs Auge. Das Abstimmungsergeb­
nis im Senat -  die Zweidrittelmehrheit wurde knapp ver­
fehlt -  läßt freilich erwarten, daß das Gesetz am Veto 
des Präsidenten scheitern wird. ko

OPEC

Fehlgeschlagener Versuch

D er jüngste Versuch der OPEC, auf dem Olmarkt wie­
der das angestrebte Preisniveau von 18 Dollar je Barrel 
durchzusetzen, ist fehlgeschlagen. Dabei hatte es zu­
nächst so ausgesehen, als könnte es zum ersten Mal zu 
einer großen Koalition der Ölproduzenten kommen. Bei 
Gesprächen vor der jüngsten Krisensitzung der OPEC- 
Minister hatten sechs Länder, die nicht der Organisation 
angehören, den Vorschlag gemacht, daß die Beteiligten 
ihre Ölexporte für zwei Monate um 5%  zurücknehmen. 
Die Erwartung einer Verminderung des Angebots hatte 
daraufhin, zusammen mit der Verschärfung der Lage 
am Golf, die Ölpreise an den Spotmärkten bereits vor 
der Konferenz kräftig steigen lassen. Als sich jedoch die 
OPEC-Länder bei der Sitzung nicht auf eine entspre­
chende Einschränkung ihrer Förderung einigen konn­
ten, gaben die Spotpreise sogleich wieder nach.

Die mangelnde Kompromißfähigkeit im Quotenstreit 
trotz der am Ende gar nicht mehr weit auseinanderlie­
genden Positionen deutet darauf hin, daß die schon seif 
langem bestehenden Gegensätze innerhalb der Organi­
sation in letzter Zeit eher größer geworden sind. So­
lange einige OPEC-Länder es mit ihrer Förderdisziplin 
nicht so genau nehmen, sehen andere Mitglieder kei­
nen Grund, zusätzliche Beschränkungen zu vereinba­
ren. Die weniger disziplinierten Länder wiederum sind
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der Auffassung, daß die Länder mit den größten Förder­
mengen die Hauptverantwortung für das Überangebot 
am Weltölmarkt tragen und deshalb ihre Produktion stär­
ker zurücknehmen müßten. Ob im nächsten Monat, 
wenn die OPEC erneut zu ihrer turnusmäßigen Konfe­
renz zusammenkommt, eine Annäherung der Stand­
punkte erreicht wird, ist unter diesen Umständen frag­
lich. Der Einigungsdruck wird allerdings auch davon ab­
hängen, wie sich bis dahin die Ölpreise entwickeln, ma

UdSSR 

Beitritt zum IWF?

D ie  Ankündigung der UdSSR, eine Mitgliedschaft in der 
Asiatischen Enfwicklungsbank zu prüfen, hat erneut 
Spekulationen über einen künftigen Beitritt auch zum In­
ternationalen Währungsfonds ausgelöst. Daß gegen 
eine sowjetische Mitgliedschaft im Fonds zur Zeit noch 
starke Bedenken einiger westlicher Industrieländer -  
insbesondere der USA -  bestehen, sei einmal dahinge­
stellt; die USA allein könnten einen sowjetischen Beitritt 
im Falle eines offiziellen Aufnahmegesuches auf Dauer 
nicht verhindern. Aber auch von sowjetischer Seite ist 
der Weg zum IWF nicht frei von Hindernissen.

Eines dieser Hindernisse dürfte die fehlende Rubel­
konvertibilität sein. Zwar könnte auch die UdSSR -  wie 
nahezu zwei Drittel aller IWF-Mitglieder -  dank der IWF- 
Übergangsregeln bestehende Devisenverkehrsbe­
schränkungen auf unbestimmte Frist beibehalten; sie 
würde damit jedoch die stets heftig kritisierte Dominanz 
weniger westlicher Währungen im Weltwährungssy­
stem akzeptieren und die eigene Position auf die des rei­
nen Kreditnehmers beschränken. Nur bei voller Konver­
tibilität käme eine mögliche starke Position in der sowje­
tischen Zahlungsbilanz zum Tragen, eine Position also, 
die die sowjetische Währung für die Vergabe von Zah­
lungsbilanzhilfen des Fonds an andere Länder und als 
internationale Reservewährung geeignet machen 
würde.

Auch wenn einige sowjetische Ökonomen vor dem 
Hintergrund der sowjetischen Goldreserven eine Kon­
vertibilität des Rubels schon für 1990 fordern, sind wohl 
solange keine derart spektakulären Außenwirtschaftsre­
formen zu erwarten, wie nicht im binnenwirtschaftlichen 
Umgestaltungsprozeß -  nicht zuletzt bei der Preisre­
form -  entscheidende Fortschritte erzielt sind. Und dies 
wird vor 1995 kaum der Fall sein. pi
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